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Antrag 
der Fraktion der SPD 

Den Aufbau in den neuen Ländern vorantreiben — Investitionen fördern — 
Umwelt sanieren — Verwaltungskraft stärken 

Die Forderungen der Fraktion der SPD zum NATIONALEN AUF-
BAUPLAN in den neuen Ländern waren Gegenstand der Ge-
spräche von Arbeitsgruppen der Fraktion der SPD und der Bun-
desregierung. Die Bundesregierung ist nur auf wenige dieser 
Forderungen eingegangen. Sie hat sich in wesentlichen Punkten 
verweigert oder Überprüfung mit unklarem Ausgang zugesagt. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, bis 
Ende Juni 1991 im Deutschen Bundestag zu berichten, in welcher 
Weise sie die Zusagen erfüllt hat oder erfüllen wird, 

— die Opfer von Stalinismus und kommunistischer Diktatur vor-
rangig zu entschädigen, 

— mindestens teilweise das sozialdemokratische Konzept der 
Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaften zu über-
nehmen, 

— die Verlängerung der Verwaltungshilfe über den 30. Juni 1991 
hinaus sicherzustellen, 

— „Qualifizierung vor Arbeitslosigkeit" bei denen zu garantieren, 
die heute noch in der Warteschleife sind, 

— die zeitgerechte Auszahlung von Transferleistungen wie 
Wohngeld, Arbeitslosenhilfe, Sozialhilfe und BAföG zu garan-
tieren, 

— den Weiterbetrieb von Kindertagesstätten mit dem Instrument 
der Arbeitsbeschaffungsmaßnahme zu stützen. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, bis 
Ende Juni 1991 im Deutschen Bundestag zu berichten, zu wel-
chem Ergebnis sie bei der zugesagten Überprüfung der folgenden 
Forderungen der Fraktion der SPD gekommen ist: 

— Stärkung der Verwaltungskraft der Oberfinanzdirektionen, 
insbesondere zur Bewäl tigung der Antragswelle bei Zuord-
nungsentscheiden. 



Drucksache 12/670 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

—Anrechnung des Lastenausgleichs und sonstiger wirtschaft-
licher Vorteile im Rahmen der Ausgleichs- und Entschädi-
gungsregelungen. Die Regierung hat anerkannt, daß Sanie-

rung nicht an Altschulden scheitern darf. Sie beläßt es jedoch 
bei der investitionshemmenden Einzelfallösung. 

— Sofortige Berichtspflicht über das Anlaufen der Maßnahmen im 
Gemeinschaftswerk Ost, damit Gelder, die nicht abfließen, 
sofort in den Umweltschutzbereich umgelenkt werden können. 

— Bevorzugung ostdeutscher Unternehmen bei öffentlichen Auf-

trägen; die Regierung hat weitere Bemühungen bei der EG zu-
gesagt. 

— Weitergabe bisher militärisch genutzter Areale und Einrichtun-
gen an die Kommunen zu günstigen Konditionen. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, die 
folgenden Forderungen der Fraktion der SPD, die sie bisher abge-
lehnt hat, zu unterstützen und in geeigneter Weise für deren 
Durchsetzung einzutreten: 

— Schnelle Klärung der Eigentumsverhältnisse durch Vorrang 
der Entschädigung vor Rückgabe. 

—Wirksamere Förderung bet rieblicher Investitionen. Dazu be-
darf es einer Investitionszulage von 25 Prozent für Unterneh-
men aus den neuen Bundesländern. 

— Gesetzlicher Sanierungsauftrag für die Treuhandanstalt. 

— Die Befreiung der Treuhandunternehmen von ihren Alt-
schulden. 

— Verlängerung der Warteschleife über den 30. Juni 1991 hinaus. 

— Bundeshilfen für den Aufbau von dringend benötigten Fach-
hochschulen für den öffentlichen Dienst (z. B. für Bibliotheken 

und sonstiges Lehrmaterial, Computer). 

— Eine attraktive und wirkungsvolle Vorruhestandsregelung. 

— Anreize zur stärkeren Verknüpfung von Qualifizierung und 
Kurzarbeit. 

— Ein preislimitiertes Vorkaufsrecht im Rahmen einer Sonder-
regelung für Städte und Gemeinden insbesondere in den 
neuen Ländern bei Rückkauf bisher militärisch genutzter 
Areale und Einrichtungen. 

— Eine sozial gerechte und so lide Finanzierung (keine Senkung 
und Abschaffung von Vermögens- und Gewerbekapitalsteuer, 
Einkommensgrenzen auch bei der Ergänzungsabgabe, Ar-
beitsmarktabgabe und Einsparung). 

— Verbindliche Regelung der Sanierung von Umwelt-Altlasten. 

Bonn, den 5. Juni 1991 

Dr. Hans-Jochen Vogel und Fraktion 
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Begründung 

Die wirtschaftliche und soziale Lage m den neuen Ländern hat 
sich in den vergangenen Monaten dramatisch verschlechtert. Das 
gilt insbesondere für den weitreichenden Zusammenbruch der 
Beschäftigungsstrukturen und den besorgniserregenden Anstieg 
der Arbeitslosigkeit. Ende April 1991 waren 836 940 Menschen 
arbeitslos, weitere zwei Millionen waren in Kurzarbeit. Hundert-
tausende davon mit Arbeitszeit Nu ll . In einzelnen Regionen ist die 
Quote der Arbeitslosigkeit auf bis zu 50 Prozent angestiegen. 
Viele werden in wenigen Wochen arbeitslos, wenn die beson-
deren Kündigungsschutzbedingungen und die Warteschleife aus-
laufen. 

Die Herausforderung, die Einheit Deutschlands zu gestalten, ist 
beispiellos. Es gibt in den neuen Ländern keine dem hohen 
Niveau der Altbundesrepublik vergleichbaren Strukturen, weder 
im rechtlichen und verwaltungsmäßigen noch im wi rtschaftlichen 
und sozialen Bereich. Immer noch vorherrschend sind die m 
41 Jahren SED-Herrschaft gewachsenen, nicht marktfähigen 
Industriestrukturen und eine unzureichende Infrastruktur. Erheb-
liche Umweltschäden, politisch belastete Personen oder Personen-
gruppen in Schlüsselpositionen von Wirtschaft, Justiz und Ver-
waltung erschweren den Start in das gemeinsame Deutschland. 

Die leichtfertigen Versprechungen der Koalition vor der Bundes-
tagswahl und ihre Untätigkeit haben die Entwicklung zusätzlich 
belastet und vielen Menschen den Mut genommen. Die Regie-
rung mit Kanzler Kohl hat Vertrauen verspielt und Enttäuschung 
ausgelöst. Das sind schlechte Voraussetzungen für die schwieri-
gen Aufgaben, die jetzt zu lösen sind. 

Die Menschen in den neuen Ländern , haben das Recht auf eine 
Perspektive, die ihre bisherige Lebensleistung und ihre Qualifika-
tion berücksichtigt und ihrer Bereitschaft zur Mitgestaltung des 
neuen Gemeinwesens Raum gibt. 

Die neuen Länder müssen auch in Zukunft ein Ort zum Leben und 
Arbeiten bleiben, indem die sozialen wie individuellen Grund-
rechte gewährleistet und so schnell wie möglich die Lebensver-
hältnisse an die alten Länder angeglichen werden, wie es das 
Grundgesetz vorschreibt. Das ist vor allem Aufgabe der Politik. 

Der zwingend notwendige Umbau Ostdeutschlands darf nicht zu 
wirtschaftlichem Niedergang, zu Entindustrialisierung und Ent

-

qualifizierung führen. Die wirtschaftliche Erfahrung der  Men-
schen und ihre Fertigkeiten müssen genutzt und bewah rt  werden, 
damit sie ihren Beitrag für das gemeinsame Deutschland  leisten 
können. Dieser Teil unseres Landes muß wieder werden, was er in 
seiner Geschichte immer war; eine der wich tigen europäischen 
Industrieregionen: leistungsfähig und prosperierend. 

Zeiten großer Umbrüche sind nicht nur Zeiten der Unsicherheit. 
Sie sind vor allem Zeiten großer Chancen, die es zu eröffnen und 
für die Menschen nutzbar zu machen gilt. Die von den Menschen 
in Ostdeutschland mutig erkämpften demokratischen Freiheiten 
dürfen sie nicht mit Arbeitslosigkeit oder wirtschaftlicher Not 
bezahlen. 
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Die SPD hat bereits 1990 im Deutschen Bundestag und in ihrem 
Wahlprogramm zahlreiche Malinahmen zum Aufbau in den 
neuen Ländern vorgeschlagen. Leider hat die Regierung diese 
Vorschläge lange Zeit abgelehnt. 

Unter Federführung von Björn Engholm hat die SPD im März 1991 
die von ihr vorgeschlagenen Maßnahmen im NATIONALEN 
AUFBAUPLAN zusammengefaßt und konkretisiert. Hans-Jochen 
Vogel hat mit Schreiben vom 28. März 1991 den Bundeskanzler 
nachdrücklich auf den Ernst  der  Lage in den neuen Ländern 
hingewiesen, die SPD-Forderungen dargestellt und angeregt, 
unverzüglich in Gespräche darüber einzutreten. 

Die Fraktion der SPD hat damit der Bundesregierung eine befri

-

stete und punktuelle Zusammenarbeit angeboten, die Aufgaben 
und Verantwortung von Regierung und Opposi tion nicht ver-
wischt und die in ihrem Ergebnis öffentlich kontrollierbar bleibt. 

Auch die sozialdemokratisch geführten Länder haben sich im 
Rahmen ihrer Aufgabe innerhalb unserer föderalistischen Ord

-

nung dazu bereit erklärt. 


